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Firmenanwalt und Strafverteidiger
– Zwei Seiten einer wertvollen Beratungsmedaille?

Von Rechtsanwalt und Fachanwalt f�r Steuerrecht und Strafrecht, Lehrbeauftragter
Universit�t Leipzig und Steinbeis-Hochschule Berlin, Dr. Ingo Minoggio, M�nster
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Der nachstehende Beitrag befasst sich mit der Zusammenarbeit zwischen dem zumeist zivil- und
gesellschaftsrechtlich ausgerichteten Unternehmensanwalt (Firmenanwalt) des Mandanten so-
wie dem spezialisierten Strafverteidiger in einem Wirtschafts- oder Steuerstrafverfahren. Bei op-
timaler Zusammenarbeit kann eine wertvolle, im Einzelfall existenzrettende Gesamtberatung
entstehen.

I. Beratungsanforderungen im Wirtschaftsstrafverfahren
Vorbei sind die Zeiten – wenn es sie je gegeben hat –, in denen man sicher zwischen „guten
B�rgern“undStraft�tern unterscheidenkonnte. Strafbarkeit ist l�ngst zumoperationellenRisiko
vonVerantwortlichen inWirtschaftsunternehmengeworden (SCHNEIDER ZIP 2003, 645;MINOGGIO,
Firmenverteidigung, 1. Aufl., 2005, S. 316).

Unternehmensf�hrungen stehen unter kurzfristigem Erfolgsdruck. Vermeidbare Steuerlasten
m�ssen von einem sorgf�ltig handelndenKaufmann auchmittels internationaler Steuerkonstruk-
tionen vermieden werden, Steuerhinterziehung dagegen ist strafbar (die in der Vergangenheit
schon kaum rechtssicher handhabbare Vorschrift des § 42AO zumGestaltungsmissbrauchwurde
durch das Jahressteuergesetz 2008 noch erheblich versch�rft). Mit Basistechnologien weltweit
erfolgreiche Exportfirmen finden ihre Abnehmer vornehmlich in Entwicklungsl�ndern – werden
Gesch�ftsabschl�sse dort mit Zahlungen an einen Amtstr�ger oder einen Entscheidungsverant-
wortlichen im Gesch�ftsverkehr begleitet, machen sich die hierf�r Verantwortlichen nach deut-
schem Strafrecht weltweit leicht strafbar und riskieren zulasten ihrer Unternehmen Gewinn-
absch�pfung und Strafsteuern mehr und mehr auch im Ausland (vgl. BGH, Urt. v. 29. 8. 2008
– 2 StR 587/07 [„Fall Siemens – schwarze Kassen“] und die Vorschriften �ber die Erstreckung der
Strafandrohung auf Auslandstaten und f�r Handlungen gegen�ber ausl�ndischen Amtstr�gern
nach dem EU-Bestechungsgesetz [EUBestG] und dem Gesetz zur Bek�mpfung internationaler
Bestechung [IntBestG]; vgl. den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung des Rah-
menbeschlusses 2006/783/JI des Rates v. 6. 10. 2006 �ber die Anwendung des Grundsatzes
der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsentscheidungen v. 9. 1. 2009; vgl. § 4 Abs. 5
S. 1 Nr. 10 EStG, wonach rechtswidrig gezahlte Bestechungsgelder sowie alle damit in Zusam-
menhang stehenden Aufwendungen nicht steuermindernd als Betriebsausgaben abgezogen
werden d�rfen).

Der h�ufig verwendete Oberbegriff „Gewinnabsch�pfung“ verharmlost sehr. Die gesetzlichen
Konfiskationsinstrumente nach den §§ 73 ff. StGB erm�glichen eine Absch�pfung, die weit �ber
den eigentlichen „Gewinn“ aus einer strafbaren Handlung hinausgeht. Nach st. Rspr. gebietet
n�mlich § 73 StGB eine Absch�pfung nach dem Bruttoprinzip. Der Umfang des Verfalls er-
streckt sichdanach auf alles unmittelbar aus der Tat „Erlangte“. Eigene finanzielle Aufwendungen,
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erbrachte wirtschaftliche Gegenleistungen und sonstige Kosten des Betroffenen sind nicht in
Abzug zu bringen, die Berufung auf Entreicherung ist weitestgehend ausgeschlossen, vgl. BGHSt
51, 65, 67. Dies gilt auch f�r die Anordnung des Drittverfalls nach § 73 Abs. 3 StGB gegen�ber
einem Unternehmen. Diesem droht selbst dann eine derartige Maßnahme, wenn die Leitungs-
ebene keine Kenntnis von der strafbedrohtenHandlung des eigenenMitarbeiters gehabt hat, vgl.
BGHSt 47, 369, 370 f.

Hinweis:

Dass die Rspr. auch weiterhin – zulasten der betroffenen Unternehmen – an dem Bruttoprin-
zip festzuhalten gewillt ist, belegt eine j�ngere Entscheidung des 1. Strafsenats des BGH v.
30. 5. 2008 (1 StR 166/07 = BGHSt 52, 227 ff.). In dieser wird der behutsamen – und auch nur
faktischen – Korrektur der Bruttomethode des 5. Strafsenates in dessenUrt. v. 2. 12. 2005 zum
„K�lner M�ll“ (5 StR 119/05 = BGHSt 50, 299, 309 ff.) eine klare Absage erteilt.

Der – durch das Landesarbeitsamt vorab genehmigte – Einsatz von Subunternehmern aus Her-
kunftsl�ndern außerhalb der EU auf Werkvertragsbasis kann zur Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens wegen strafbaren Verstoßes gegen das Arbeitnehmer�berlassungsgesetz (A�G) und
dasAufenthaltsgesetz f�hren. DerGlaube desGesetzgebers an das Strafrecht als Allheilmittel im
Wirtschaftsleben scheint dabei eher zuzunehmen: Das Ende 2008 in Kraft getretene Gesetz zur
Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bek�mpfung von Missbr�uchen (MoMiG) hat einen
neuen § 15a InsOeingef�hrt, nachdessenAbs. 4 jetzt auchder „nicht richtig“ gestellte Insolvenz-
antrag zur Strafbarkeit f�hrt; bei F�hrungslosigkeit der Gesellschaft ist nunmehr gem. § 15a
Abs. 3 InsO jeder Gesellschafter zur Stellung des Insolvenzantrages verpflichtet. Das am
25. 12. 2008 in Kraft getretene JStG 2009 hat die strafrechtliche Verj�hrung f�r Regelbeispiele
des benannten besonders schweren Falles einer Steuerhinterziehung verdoppelt, vgl. § 376
Abs. 1 AO n. F., eine inhaltlich wie auch systematisch v�llig verfehlte Regelung (zutreffend: WE-

GENER PStR 2009, 33 f.). Mit dem Referentenentwurf zum Steuerhinterziehungsbek�mpfungs-
gesetz v. 13. 1. 2009 treibt der Gesetzgeber schon die n�chste Sau durch dasselbe Dorf (vgl.
dazu die zutreffende Kritik in der Stellungnahme Nr. 13/2009 des DAV). Laut Gesetzesentwurf
der Bundesregierung (BT-Drucks. 16/6558 v. 4. 10. 2007) soll ferner zuk�nftig im Rahmen des
Tatbestandes der Angestelltenbestechung nach § 299 StGB schon die Pflichtverletzung des An-
gestellten gegen�ber seinem Unternehmen unter Kriminalstrafe gestellt werden.

Neu geschaffene Untersuchungsbeh�rden (vgl. nur die neuen Befugnisse der Zollverwaltung
aus dem Schwarzarbeitsbek�mpfungsgesetz v. 23. 7. 2004 – BGBl. 2007 I, S. 1970) verlangen
nach Kompetenzen (vgl. jetzt sogar die Kritik von Steuerfahndern an einer Zust�ndigkeitserwei-
terung f�r die Finanzkontrolle Schwarzarbeit [FKS], M�SSMER/MOSSBURGER wistra 2007, 55) und
Arbeit. Durchsuchungsaktionen und Verm�gensbeschlagnahmen auf einfacher Verdachtsgrund-
lage (vgl. die §§ 111b ff. StPO) k�nnen bei Firmeninhabern und Unternehmensverantwortlichen
buchst�blich von einer Minute auf die andere ihren eigenen T�tigkeitsbereich und den Unter-
nehmenszweck v�llig vergessen lassen und stattdessen gebieten, �berWochen undMonate aus-
schließlich alles f�r die Verteidigung der eigenen Rechtsposition und derjenigen des Unterneh-
mens zu tun.

Befremdend f�r den Staatsb�rgermuss etwa sein, wie im Einzelfall Besteuerungsbeh�rden Fiskal-
interessen mit Strafverfahrensandrohungen durchzusetzen suchen (Nichtakzeptanz eines steu-
erlichen Mehrergebnisses nach den Vorstellungen der Finanzverwaltung = Einleitung oder Fort-
setzung eines Steuerstrafverfahrens gegen die mutmaßlich Verantwortlichen/dagegen Akzep-
tanz und Bezahlung des Mehrergebnisses = Nichteinleitung bzw. schnelles und schonendes Ver-
fahrensende). Die informelle Androhung der Einleitung eines Steuerstrafverfahrens d�rfte es ei-
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gentlich nie geben: Besteht ein Anfangsverdacht,musswegen des Legalit�tsprinzips eingeleitet
werden, vgl. BVerfG NStZ 1982, 430; eingehend hierzu BUSE AO-StB 2008, 50, 54. Besteht der
Verdacht dagegen nicht, k�nnte sich eine gleichwohl ausgesprochene Drohung mit diesem ver-
meintlichen �bel leicht selbst als strafbar erweisen. Auch der f�r das Steuerstrafrecht neu zust�n-
dig gewordene 1. Strafsenat des BGH scheint ausweislich seiner Ausf�hrungen im Urt. v.
2. 12. 2008 (1 StR 416/08) eine gleichm�ßigere Ahndungspraxis anmahnen zu wollen. Verfehlt
ist allerdings, dabei entscheidend auf die H�he des Steuerschadens abstellen zu wollen. Das
kann schon wegen der Unterschiedlichkeit der verschiedenen Steuerarten nicht gelingen und
w�rde der gesetzlichen Vorschrift in § 46 StGB nicht ann�hernd gerecht.

J�hrlich rund 260.000 erledigte Wirtschaftsstrafverfahren sprechen eine klare Sprache (laut
Statistischem Bundesamt wurden im Jahr 2007 insgesamt 261.034 Steuer- und Wirtschaftsstraf-
verfahren eingeleitet, vgl. Statistisches Bundesamt – Fachserie 10/Reihe 2.6 Staatsanwaltschaf-
ten, 2007, S. 96). Wenn es davon in nur ca. 10 % aller F�lle �berhaupt zu einem gerichtlichen
Verfahren kommt (das Statistische Bundesamt hat f�r das Jahr 2007 lediglich 8.951 Anklageer-
hebungen und 20.079 Strafbefehlsantr�ge in Steuer- und Wirtschaftsstrafverfahren gez�hlt, da-
von nur 806 = genau 0,3 % zum Landgericht, der Rest zu den Amtsgerichten, a. a. O., S. 96), so
beweist dieses Verh�ltnis ferner: Der wirtschaftlich T�tige und der Firmenverantwortliche stehen
nicht mit einem Bein im Gef�ngnis aufgrund ihrer beruflichen Arbeit, aber zumindest mit dem
Fuß in einemwirtschaftsstrafrechtlichen Ermittlungsverfahren, das Jahre andauernund sowohl sie
pers�nlich als auch ihr Unternehmen bis hin zur Existenzgef�hrdung erheblich beeintr�chtigen
kann. Dar�ber hinaus scheint in wirtschaftlich schwierigen Zeiten „der Steuerhinterzieher“ bzw.
„der Wirtschaftsstraft�ter“ bzw. sein Unternehmen zum politischen und gesellschaftlichen Blitz-
ableiter zu mutieren. Es soll allerorten intensiver verfolgt und h�rter bestraft werden (vgl. nur die
bereits erw�hnten Gesetzesnovellen und auch die dort zitierte Leitsatzentscheidung des 1. Straf-
senats des BGH, a. a. O.). Keine Rolle spielt, dass nicht nur jeder empirische Nachweis einer ver-
besserten Pr�ventionswirkung bei Strafversch�rfungen fehlt, sondern mehr noch dieser Zusam-
menhang widerlegt ist (zutreffend und insgesamt lesens- und ber�cksichtigungswert OSTENDORF,
Praxis der Rechtspsychologie, Heft Oktober 2008, 82).

Wirtschaftsstrafrecht gibt es nicht isoliert. Schon rechtlich betroffen ist immer auch das angren-
zendeWirtschaftszivil- oder Wirtschaftsverwaltungsrecht. Die Verteidigung im Steuerstrafverfah-
ren beginnt bekanntlich beim Steueranspruch (STRECK/SPATSCHECK, Die Steuerfahndung, 4. Aufl.,
2006, Rn. 113). Bei Verst�ßengegenSozialversicherungsvorschriften drohengeharnischteNach-
forderungen der Sozialversicherung, die nach der sog. Nettolohnmethode berechnet werden,
vgl. SGDortmund,Urt. v. 8. 9. 2008 – S25R129/06.Der BGHhatdiese nachteilige Berechnungs-
methode (vgl. kritisch auch BACHMANN Die Steuerberatung 2007, 65) in Abkehr zur vormaligen
Rspr. nunmehr sogar zur Bestimmung des strafrechtlichen Schadens bei Verst�ßen gegen § 266a
StGB f�r maßgeblich erachtet (Urt. v. 2. 12. 2008 – 1 StR 416/08), was ein wenig zirkelschl�ssig
und doppelverwertend erscheint: Erst durch strafbares Verhalten wird die sozialrechtliche Fiktion
des § 14 Abs. 2 S. 2 SGB IV mit der „Hochschleusung“ von Beitr�gen �berhaupt ausgel�st, der
Umfang der so erh�hten Beitragspflicht soll aber das Maß der strafrechtlichen Schuld erheblich
mitbestimmen. In Verfahren nach Produktionsausreißern – etwa wegen fahrl�ssiger K�rperver-
letzung oder fahrl�ssiger T�tung –muss die zivilrechtliche Haftungsseite unter Kontrolle gehalten
werden, ggf. in Zusammenarbeit mit dem beteiligten Betriebshaftpflichtversicherer, im anderen
Fall unter Ber�cksichtigung einer bestehenden D&O-Versicherung (einen guten �berblick �ber
die D&O Versicherung gibt SCHILLING, D&O – Versicherung und Managerhaftung f�r Unterneh-
mensleiter und Aufsichtsr�te, 2. Aufl., 2007; zur Unterscheidung beider Versicherungsarten vgl.
HENDRICKS VW 1997, 1520; lesenswert zu Compliance und Versicherungsschutz auch KAMMERER-
GALAHN AnwBl. 2009, 77).

Anwaltsrecht/Anwaltsb�ro Fach 23 � Seite 861

Firmenanwalt und Strafverteidiger

ZAP Nr. 13 vom 24. 6. 2009 697



L:/v/vra/loseblat/zap_lief_layneu/heft/jg_2009/13_2009/
0723_00859.3d 13.07.2009 16:25:49

Hinzu kommen regelm�ßigmassive faktischeAuswirkungen, kurz genannt dieVerfahrensstrafe.
Fast immer m�ssen negative Publizit�tsauswirkungen f�r die Betroffenen und das Unternehmen
bek�mpft werden. Das angeblich nicht�ffentliche Ermittlungsverfahren kann geradezu explosi-
onsartig zumMultimediapranger werden, f�r Unternehmen schwere betriebswirtschaftliche Ein-
bußen bewirken und sie zu sofortigen und einschneidenden Abwehrmaßnahmen zwingen.
HAMM (Große Strafprozesse und die Macht der Medien, 1997, S. 67) beschreibt dar�ber hinaus
zutreffend die M�glichkeit einer – sich gerade in der heutigen Zeit fast ausnahmslos f�r Beschul-
digte und Unternehmen nachteilig auswirkenden –Wechselwirkung zwischen Berichterstattung
und Strafprozess selbst. Auch der interne Betriebsfrieden kann auf eine harte Belastungsprobe
gestellt werden. Das Unternehmen zeigt sich angreifbar, es ist die Stunde der Trittbrettfahrer und
Wadenbeißer gekommen. Andererseits muss die Unternehmensf�hrung nicht selten arbeits-
rechtliche Maßnahmen erw�gen und diese in aller Regel sehr kurzfristig (§ 626 Abs. 2 BGB)
und auf noch unsicherer Informationsbasis ergreifen.

Klar ist deshalb in einer derartigen Situation: Die Beschuldigten (Firmenverantwortlichemit kauf-
m�nnischer Pr�gung registrieren oftmals zu sp�t, dass nicht nur ihr Unternehmen betroffen ist,
sondern sie pers�nlich als Beschuldigte in der strafrechtlichen Verantwortlichkeit stehen) und das
betroffene Unternehmen bed�rfen imWirtschafts- und Steuerstrafverfahren von Anfang an einer
qualifizierten Beratung und Vertretung. Diese darf keinesfalls nur auf das Strafverfahren, sondern
muss von der ersten Minute an auf die gesamte soziale Situation ausgerichtet sein.

II. Wer soll beraten?
Firmenverantwortliche verf�gen in aller Regel �ber eine stabile Dauerbeziehung zu ihrem sog.
Firmenanwalt bzw. Unternehmensanwalt. Dieser Anwalt (der nat�rlich auch in Form des seit
langen Jahren im Unternehmen t�tigen Justiziars vorhanden sein kann) hat sich i. d. R. �ber Jahre
oder Jahrzehnte das Vertrauen der Verantwortlichen erworben. Er kennt die handelnden Per-
sonen, die Branche, das Unternehmen manchmal wie seine Westentasche. Er kennt auch die
pers�nlichen Befindlichkeiten Einzelner ebenso wie die internenMachtverh�ltnisse imUnterneh-
men. Er ist im besten Sinne mit den Verh�ltnissen vertraut. Man h�rt auf seinen Rat seit Jahren.

Kommt es zu einem Strafverfahren, so w�rde es deshalb einen erheblichen Kompetenzverlust
bedeuten, wenn der Firmenanwalt die Sache nur an einen spezialisierten Strafverteidiger abgibt
und sich selbst von der Beratung fernh�lt. Andererseits verf�gt der Unternehmensanwalt nur in
Ausnahmef�llen gleichzeitig �ber die Kenntnisse und Erfahrungen eines spezialisierten Straf-
verteidigers (vgl. auch die von WALENTOWSKI AnwBl. 2004, 239, 241 dargestellte Auffassung aus
der Richterschaft zur notwendigen Spezialisierung auf Strafverteidigung). Eine Beschuldigtenver-
nehmung ist keine Gesch�ftsbesprechung. Ein Kriminalbeamter kl�rt in vielen F�llen nicht objek-
tiv unter voller Ber�cksichtigung der Unschuldsvermutung auf, sondern will strafbares Verhalten
erkennenund verfolgen. �berschießendes Strafverfolgungs- oder Fiskalverfolgungsinteresse stel-
len beileibe keine Ausnahmeerscheinung dar. Die Staatsanwaltschaft ist auch in Wirtschaftsstraf-
verfahren nie die objektivste Beh�rde der Welt gewesen. Diese Behauptung entstammt einem
scheinbar unausrottbaren Fehlzitat aus einem Aufsatz von VON LISZT, der tats�chlich genau das
Gegenteil zum Ausdruck gebracht hat, vgl. DJZ 1901, 179, dort heißt es w�rtlich:

„Durch die Aufstellung des Legalit�tsprinzips . . . k�nnte ein bloßer Civiljurist zu der Annahme verleitet
werden, alsw�re die Staatsanwaltschaft nicht Partei, sondern die objektivste Beh�rde derWelt. Ein Blick
in das Gesetz reicht aber aus, um diese Entgleisung als solche zu erkennen . . . (wird ausgef�hrt).“

Den Unternehmensanwalt �berrascht regelm�ßig, dass sich Ermittlungsrichter vor der Unter-
zeichnung von Durchsuchungsbeschl�ssen oder vorl�ufigen Verm�gensbeschlagnahmemaß-
nahmen die Akten oftmals �berhaupt nicht und fast nie vollst�ndig durchlesen (vgl. DECKERS/GER-

CKE StraFo 2004, 84 f�r TK�-Maßnahmen; zur Wichtigkeit eines wirksamen Richtervorbehalts bei
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Haftentscheidungen bereits NELLES StV 1992, 385). Der reine Zivilrechtler hat die im Zuge einer
immerweiter fortschreitendenRegionalisierungdesStrafverfahrens (MINOGGIO, a. a. O., S. 47)
wichtiger werdenden Kenntnisse von den Besonderheiten der handelnden Beh�rden, der Ge-
richte in der Strafjustiz sowie – oft ebenso wichtig! – der diesen (angeblich) nachgeordneten
Beh�rden nicht. Er hat noch nicht erfahren, dass mancher Orts das nicht sofortige Ablegen eines
Gest�ndnisses mit Verdunklungsgefahr gleichgesetzt oder Fluchtgefahr mit einer Firmenfiliale im
Ausland begr�ndet wird, um unter dem Schock und Druck von Untersuchungshaft eine �nde-
rung des Aussageverhaltens zu erreichen. Es braucht deshalb auch einen auf Strafverfahren all-
gemein und Wirtschaftsstrafverfahren im Besonderen spezialisierten Strafverteidiger. Schon die
formalen Abl�ufe im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren unterscheiden sich von denen bei der
Zivil- oder Verwaltungsjustiz. Die Strafjustiz spricht und schreibt ihre eigene Sprache. Der Straf-
verteidiger ist eher gewohnt, um eines f�r den Beschuldigten und das Unternehmen akzeptablen
Ergebnisses Willen auch die Konfrontation nicht zu scheuen.

An dieser Stelle kommt dem Firmenanwalt eineweitere, �ußerst wichtige Funktion zu: Er fungiert
oft als eine Art �bersetzer zwischen dem Strafverteidiger und dessen Ratschl�gen und den oft-
mals anderen Vorstellungen der Firmenverantwortlichen.Manager in F�hrungspositionen sind es
gewohnt, Probleme offensiv anzugehen und zu agieren, gerade nicht passiv abzuwarten. Sie sind
es auch gewohnt, dass man ihren Stellungnahmen glaubt und ihnen nicht von vornherein miss-
traut. Der Unternehmensverantwortliche reagiert deshalb in der Praxis skeptisch, wenn der Ver-
teidiger etwa von spontanen Stellungnahmen gegen�ber den Ermittlungsbeh�rden vor Akten-
einsicht strikt abr�t, ebenso vonZeugenvernehmungen ohneden aus Firmensicht in nahezu allen
F�llen unverzichtbaren Zeugenbeistand (ADLER StraFo 2002, 147; MINOGGIO AnwBl. 2001, 584).
Der Firmenanwalt kann in dieser Situation die Ratschl�ge des Strafverteidigers schneller nachvoll-
ziehen als eine kaufm�nnisch ausgebildete undausgerichteteGesch�ftsleitung. Bei enger Abstim-
mung kommt zwischen den beteiligten Juristen erfahrungsgem�ß fast immer vollkommen prob-
lemlos eine von allen getragene Verteidigungslinie zu Stande. Vollzieht die Unternehmensf�h-
rung nach, dass Firmenanwalt und Firmenjurist die vorgeschlagene Verteidigungslinie mit erar-
beitet haben und sie tragen, wird sich hierdurch das Vertrauen in aus ihrem Blickwinkel zun�chst
zweifelhaft erscheinende Vorschl�ge deutlich schneller einstellen. Auch in dieser Funktion ist die
T�tigkeit des Firmenanwaltes unverzichtbar.

Als Zwischenergebnis ist festzuhalten: Der Mandant als Beschuldigter in einemWirtschaftsstraf-
verfahren erh�lt nur dann eine optimale Beratung und Vertretung, wenn „sein“ ihm vertrauter
Unternehmensanwalt und der zumeist neu hinzutretende Strafverteidiger vorbehaltlos und eng
zusammenarbeiten.

III. Inkompatibilit�ten in der Praxis
Nun mag sich der Leser fragen: Wenn eine vorbehaltlose und enge Zusammenarbeit zwischen
Unternehmensanwalt und Strafverteidiger so wichtig ist, wieso soll es dabei zu Schwierigkeiten
kommen? Die Beantwortung dieser Frage ist vielschichtig. Fakt ist jedoch, dass diese Schwierig-
keiten in der Praxis nicht selten zu beobachten sind und Schaden stiften.

Zuallererst muss man sich auch f�r sich selbst vor Augen f�hren: Der Jurist wird von Anfang bis
Ende seiner Ausbildung zum Einzelk�mpfer erzogen. Schon die Anf�ngerklausur schreibt man
allein (und es darf bezweifelt werden, ob gerade derjenige, der die Nachbarn schon im ersten
Semester nicht abgucken l�sst, sich zehn Jahre sp�ter im Berufsleben zu einem Teamworker wei-
terentwickelt hat). Gegenseitige Hilfeleistungen bei Examenshausarbeitenm�ssen peinlichst ver-
schwiegen werden. Im m�ndlichen Examen steht jeder allein und wird man bedauert, wenn
andere Pr�flinge sich besser in Szene setzen konnten. Im Referendariat arbeitet man dem Richter
zu, dem Verwaltungsbeamten oder dem Staatsanwalt, h�lt sich aber aus eigentlicher, gleichbe-
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rechtigter oder sogar interdisziplin�rer Teamarbeit heraus. Allenfalls derjenige, der das Gl�ck hat,
im Rahmen seiner Anwaltsstation in einer gr�ßeren Beratungseinheit t�tig zu sein, erh�lt so die
Chance, nach vielen Jahren der Einzelausbildung pl�tzlich an Teamarbeit herangef�hrt zu wer-
den. Es scheint, dass den gr�ßeren Beratereinheiten die Teamarbeit leichter f�llt – wenngleich
zuweilen dort der Konkurrenzkampf der Standorte oderDezernatemiteinander auchnicht gering
erscheint. Auch weit verbreitete Abrechnungssysteme in gr�ßeren Beraterkanzleien nach Eigen-
umsatz („You eat what you kill“; vgl. hierzu HEUSSEN AnwBl. 2008, 77, 78) sind allerdings tenden-
ziell eher gegen interne gegenseitige Beratung und Hilfestellungen gerichtet. Nat�rlich pr�gt
(und schadet!) diese jahrelange Einzelk�mpferausbildung und T�tigkeit. Wenn daher somancher
Firmenanwalt oder Strafverteidiger meint, f�r ihn sei die Zusammenarbeit kein Problem, so kann
das auch daran liegen, dass er �berhaupt nie gelernt und praktiziert hat, was damit in concreto
gemeint ist und er deshalb das Problem gar nicht sehen kann. Ein weiteres Hindernis kann im
Einzelfall die eigene Eitelkeit darstellen. Zum Anwaltsberuf geh�rt die Außendarstellung. Beruf-
liche Erfolge – so notwendig sie f�r uns auch deshalb sind, um die Kraft zu geben, Misserfolge zu
�berwinden – k�nnen den Glauben an die eigene Wichtigkeit mit der Zeit ung�nstig befl�geln.
Wer von seinemMandanten �ber Jahre f�r unersetzbar gehalten wird, kann sich schwer tun, ein
St�ck dieser Unersetzbarkeit zugunsten eines mitberatenden Spezialisten aufzugeben. Wer in
Zeitungen als Strafverteidiger gelobt wird, mag es zuweilen als �berfl�ssig ansehen, den Rat
des Firmenanwaltes vollst�ndig zu ber�cksichtigen. Andererseits f�rchtet manmanchmal zu Un-
recht schadenvergr�ßernde Konfliktverteidigungsstrategien bei der Einschaltung eines Strafver-
teidigers,wobei in der heutigenZeit schoneine –oftmals jedenfalls anfangs zwingendgebotene –
Nicht-zu-eigenen-Lasten-sofort-und-blind-mithelfen-Strategie v�llig zu Unrecht bereits als an-
gebliche Konfliktverteidigung gebrandmarkt wird.

Auch somancher Strafverteidiger sieht in der Zusammenarbeitmit dem Firmenanwalt zuweilen
ein Problem. Strafverteidigung findet nach wie vor eher in kleinen Beratungseinheiten statt oder
wird von Einzelanw�lten praktiziert. Der klassische Strafverteidiger bewegt sich nicht nur in Chef-
etagen, er hat zumindest in j�ngeren Jahren sein Handwerk auch bei einfachen B�rgern oder
Unterprivilegierten gelernt und inMandaten, in denenmehrere Rechtsanw�lte allein aus Kosten-
gr�ndennicht t�tigwerden konnten. �berdies steht der Strafverteidiger Hierarchien quasi berufs-
m�ßig schon skeptisch gegen�ber. Das Hilfeangebot des Firmenanwalts oder des Chefs der
Rechtsabteilung kann von ihm auch dann als bloße Einmischung oder gar unredliche Beeinflus-
sung zugunsten von Interessen Dritter angesehen werden, wenn es vorbehaltlos im ureigenen
Interesse seines Mandanten liegt. In Firmenf�llen ist jedenfalls zu beobachten, dass zuweilen
beruflich erstklassig ausgewiesene Strafverteidiger geradezu lustvoll Hierarchien in Unternehmen
unbeachtet lassen, auch in F�llen, in denen eine R�cksichtnahme im Interesse ihres Mandanten
liegen w�rde.

Dar�ber hinaus steht der Strafverteidiger viel eher in der Gefahr, die außerstrafrechtlichen Ziele
einer Verteidigung in Wirtschaftsstrafverfahren zu vernachl�ssigen. Was n�tzt es beispielsweise
bei gesamtsozialer Betrachtung dem Fahrer eines Tanklastwagens, der in einer Umweltstrafsache
eine Verfahrenseinstellung gegen sich selbst mit der wahrheitsgem�ßen Einlassung erreicht, er
habe den Rest eines wassergef�hrdenden Tankinhalts unsachgem�ß abgekippt, weil er wegen
eines f�r ihn viel zu engen Zeitplans keine M�glichkeit mehr zu einer ordnungsgem�ßen Entsor-
gung gesehen hatte, wenn er einige Wochen sp�ter (nat�rlich formell nicht aufgrund dieser
Einlassung) seine K�ndigung erh�lt oder aber deshalb seinen Arbeitsplatz verliert, weil sein
LKW als Tatwerkzeug der Einziehung unterlegen hat (vgl. § 74 StGB)? Was n�tzt es der „treuen
Seele“ in der Buchhaltung eines kleineren Unternehmens, wenn sie das gegen sie pers�nlich
gerichtete Steuerstrafverfahren mit der Einlassung gem. § 153a StPO gegen �berschaubare
500 A zur Einstellung bringt, sie habe zwar gewusst, dass den von ihr erstellten Rechnungen
tats�chlich keine Leistungen zugrunde lagen, sie ihreMitwirkung aber aufgrund ihrer 25-j�hrigen
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T�tigkeit im Unternehmen nicht versagen konnte und selbst keinerlei Vorteil davon hatte, wenn
die Finanzverwaltung wegen dieser selbst zugestandenen Teilnahme an der Steuerstraftat einen
Haftungsbescheid �ber die volle Steuerschuld von 200.000 A gegen sie erl�sst (vgl. § 71 Alt. 2
AO, hierzu KR�MKER AO-StB 2002, 389).

In allen dem angrenzenden Wirtschaftsrecht unterfallenden Bereichen kann der zivil- und wirt-
schaftsrechtlich ausgerichtete Firmenanwalt deshalb im Rahmen eines bestehenden Verteidi-
gungssockels – hierzu unter VI. n�her – das zwingend notwendige Korrektiv darstellen, mit f�r
einedengesamten sozialenKonflikt abdeckendeBeratungzu sorgen,wobei –hierzu sogleich–die
jeweiligen Interessen der Beteiligten und auch des Wirtschaftsunternehmens sehr fein auseinan-
dergehalten werden m�ssen und keineswegs die einen f�r die anderen geopfert werden d�rfen.

IV. Verschiedene Verfahren, aber nur ein einziger sozialer Konflikt
Das Wirtschaftsstrafverfahren wird auf verschiedenen Feldern gef�hrt, nicht selten �ber Monate
oder Jahre zeitlich und �rtlich v�llig unabh�ngig voneinander: Nach der Durchsuchung mit der
f�rmlichen Einleitung des Steuerstrafverfahrens passiert monate- und manchmal jahrelang im
Strafverfahren �berhaupt nichts. Dagegen werden im Besteuerungsverfahren vor der Rechts-
behelfsstelle oder demFinanzgericht erbitterte Auseinandersetzungendarumgef�hrt, inwelcher
H�he ein Steueranspruch entstanden ist. Vor dem Sch�ffengericht oder der Strafkammer findet
l�ngst das Strafverfahren wegen illegaler Arbeitnehmer�berlassung und gleichzeitiger Verk�r-
zung von Sozialversicherungsbeitr�gen statt – Rentenversicherungstr�ger und Berufsgenossen-
schaft haben aber m�glicherweise noch �berhaupt nicht mit der Erhebung von z. T. existenz-
bedrohenden Nachforderungen begonnen, sondern warten die Ergebnisse des Strafverfahrens
abund stehengleichsam inden Startl�chern. Imanderen Fall dagegen stehendie strafrechtlichen
Ermittlungen noch fast vollst�ndig am Anfang, jedoch hat der Rentenversicherungstr�ger – ge-
st�tzt nur auf die ersten, oftmals hochgesch�tzten Schadensberechnungen der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit – sofort vollziehbare Nachforderungsbescheide �ber Sozialversicherungsbeitr�ge
in existenzbedrohender H�he erlassen undmuss zumindest deren Vollziehbarkeit auf demSozial-
rechtsweg bek�mpft werden. Vermeintlich durch strafbares Verhalten gesch�digte Gesch�fts-
partner versuchen, mithilfe der Staatsanwaltschaft und eines Strafverfahrens als (kostenlosem)
Vorreiter, die eigenen Anspr�che beweisbarer zu gestalten oder aber ein Konkurrenzunterneh-
men einfach nur durch Strafanzeigeerstattung imMarkt zu sch�digen. Die Strafanzeige und das
aktive Betreiben eines Strafverfahrens als – tats�chlich oder nur vermeintlich – Gesch�digter
haben sich l�ngst als firmenpolitische, zuweilen �ußerst wirksame und fast kosten- und risikolose
Waffe im Unternehmenskampf etabliert, vgl. MINOGGIO, a. a. O., S. 346.

In diesem „Ein Konflikt, verschiedene Verfahren“ liegt die große Gefahr bei voneinander ge-
trennten Beratungen: Der Schriftsatz zur Verteidigung gegen die Zivilklage im Schadensersatz-
prozess vermeintlich Gesch�digter wird sp�ter h�chstwahrscheinlich im Strafverfahren verwen-
det werden. Geradezu ahnungs- und zuweilen beratungslos nehmen Zeugen an Zivilverfahren
teil und sagen zu eigenen Lasten aus – ungeachtet der Tatsache, dass entweder schon l�ngst ein
strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen sie l�uft oder aber ein solches sp�testens mit Ab-
schluss ihrer Aussage eingeleitet werden wird. Als Strafverteidiger st�ßt man nicht selten auf
derartige Konstellationen – und verbl�ffend naiv wird dazu erkl�rt, man habe ausgesagt, schließ-
lich sei man dort ja nur Zeuge gewesen und musste aussagen. Dabei haben Zeugen im Zivil-
prozess weitergehende Zeugnisverweigerungsrechte als im Strafprozess. Ein Zeuge darf die Aus-
sage beispielsweise auch verweigern, wenn unmittelbare verm�gensrechtliche Sch�den oder die
Offenbarung von Gewerbegeheimnissen drohen oder aber schon, wenn ihm die Antwort zur
Unehre gereichen w�rde, vgl. §§ 384, 385 ZPO. Immer stellen �ußerungen des Beschuldigten
bzw. der betroffenen Unternehmensleitung – direkt oder �ber Prozessbevollm�chtigte – neural-
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gische Punkte dar. Die Unternehmen selbst stehen als m�gliche Adressaten von Verfalls- und
Einziehungsanordnungen sowie vorl�ufigen Verm�gensbeschlagnahmemaßnahmen direkt im
eigenen Risiko. Sie sind daher Verfahrensbeteiligte gem. den §§ 430 ff. StPO, es steht ihren Sat-
zungsorganen ebenfalls ein Schweigerecht zu, vgl. MINOGGIO wistra 2003, 121.

Vollkommen einerlei, ob die Schutzschrift in einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren zu fer-
tigen ist, der Beschuldigte als Kl�ger vor dem Verwaltungsgericht pers�nlich angeh�rt werden
soll, als Zeuge in einemSchadensersatzverfahren gegen seine Firma auszusagenhat oder vor dem
Arbeitsgericht im K�ndigungsschutzverfahren vorgetragen werdenmuss: Es geht immer nur um
die Bew�ltigung eines einzigen Lebenssachverhaltes, eines einzigen sozialen Konfliktes. Der
Schriftsatz im Ermittlungsverfahren wird irgendwann den Weg zum Finanzgericht finden, das
Protokoll �ber die Anh�rung dort dem Strafrichter oder dem Staatsanwalt zur Verf�gung stehen.
Eine sp�tere Darstellung des Beschuldigten wird dann sofort peinlich genau etwa mit seiner fr�-
heren Aussage als Zeuge vor dem Zivilgericht verglichen – und jede kleinste, nicht selten auch
aufgrund eines Protokollierungsfehlers, eines Missverst�ndnisses oder Informationsfehlers nur
vermeintliche Abweichung in den Darstellungen wird zulasten der eigenen Rechtsposition aus-
gelegt werden.

Hinweis:

Die differenzierende und zutreffende Entscheidung desOLGKoblenz (Urt. v. 18. 1. 2007 – 6U
536/06, kommentiert vonWEGNER PStR2007, 177) d�rfte eher eineAusnahmedarstellen.Das
OLG lehnt zu Recht ab, eine Verurteilung zu Schadenersatz im Zivilprozess allein auf ein Ge-
st�ndnis im Strafprozess nach vorangegangener Verfahrensabsprache zu st�tzen.

Wer im Verdacht einer Straftat steht, demmisstraut man eben. Der Praktiker kennt das geradezu
euphorisch ausgebrachte „Aber im Schriftsatz v. 15. 6. 2007 hat Ihr Rechtsanwalt aufgrund Ihrer
Information vorgetragen, dass . . .“ ; „Aber vor der Zivilkammer des Landgerichts hatten Sie als
Zeuge nach dem uns vorliegenden Protokoll noch gesagt, dass . . . , oder wollen Sie behaupten,
dass dort von den Kollegen etwas Falsches als Ihre eigene Aussage in einGerichtsprotokoll diktiert
worden sein soll?“, sehr genau. Es muss die zuweilen nicht einfache T�tigkeit als Richter psycho-
logisch erleichtern, wenn ermeint, aus den eigenen �ußerungen eines Angeklagten oder Beklag-
ten etwasGehaltvolles zudessenVerurteilungherausziehen zu k�nnen. Sowohl inZivil- als auch in
Strafurteilen findet sich jedenfalls verr�terisch oft dieWendung: „Wieder Angeklagte selbst einge-
r�umt hat, . . .“ bzw. „Wie der Beklagte bei seiner pers�nlichen Anh�rung selbst ausf�hrt, . . .“.
Und sowohl Zivilanw�lte als auch Strafverteidiger kennen den aufgebrachten Protest des Man-
danten nach dem Lesen solcher Formulierungen: „So habe ich das �berhaupt nicht gesagt“. Im
Strafverfahren neigen Tatrichter vereinzelt sogar dazu, die den Tatvorwurf bestreitende Einlas-
sung des Angeklagten zwar nicht zu glauben und sie im Urteil zu widerlegen, sich jedoch aus
dieser Einlassung einzelne Sachverhaltselemente herauszufiletieren, mit denen der Tatvorwurf
begr�ndet wird, vgl. hierzu BGHSt 41, 153; BGH, NStZ 1986, 352.

Die hier aufgezeigte Gefahr einer Beratungsaufspaltung wird dadurch unterst�tzt, dass die
beh�rdlichenodergerichtlichenAnsprechpartner imWirtschaftsstrafverfahreneineganzheitliche
Beratung auf Betroffenenseite als geradezu verfahrensblockierend empfinden und immer wieder
auf die Trennung hinarbeiten: So wird dem Steuerstrafverteidiger mitgeteilt, dass ja erst das
Besteuerungsverfahren abgeschlossenwerdenm�sse, bevor das Strafverfahrenweitergehen k�n-
ne. Dieser steuerliche Abschluss erfolgt bei vom Sachverhalt her strittigen F�llen nicht selten im
Rahmen einer sog. Tats�chlichen Verst�ndigung, demwohl nur aus dogmatischemGrund anders
bezeichneten Vergleich im Steuerrecht (zu den Grundlagen und zur Bindungswirkung in Hinter-
ziehungsf�llen anschaulich FG M�nster, Urt. v. 30. 5. 2006 – 11 K 2674/03 E). Die f�r die Pro-
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tokollierung verwendeten Formulare der Strafsachenstellen enthalten dabei oftmals – zur Wirk-
samkeit der Verst�ndigung und auch ansonsten aus steuerlicher Sicht v�llig �berfl�ssige – Vor-
formulierungen wie: „Ich gestehe, die nachstehend aufgef�hrten Steuern vors�tzlich verk�rzt zu
haben . . .“. �ber die Indizwirkung einer Unterschrift unter ein solches Protokoll f�r ein angeblich
erst nachfolgendes Strafverfahren muss nicht lange sinniert werden. Folgt man einer Entschei-
dung des SGDortmund, so kann dar�ber hinaus aufgrund dieser rein steuerlichen Verst�ndigung
die Haftung f�r Sozialversicherungsbeitr�ge demGrunde und der H�he nachmit einer Verl�nge-
rung der Verj�hrungsfrist auf 30 Jahre folgen, SozGDortmund, Urt. v. 25. 1. 2008 – S 34 R 50/06,
dazu mit Recht kritisch L�BBERSMANN PStR 2008, 78. Der Zivilrichter reagiert zuweilen unwillig auf
den Antrag auf Beiziehung von Strafverfahrensakten, wenn er sein Verfahren auch ohne Einsicht-
nahme f�r entscheidungsreif h�lt. Die Beamten des Pr�fdienstes der Rentenversicherer m�chten
ihre Feststellungen zumsozialversicherungsrechtlichenMehrergebnismitm�glichst einverst�nd-
lich zustande gekommenen und rechtskr�ftigwerdenden Bescheiden zumAbschluss bringen. Sie
k�nnen wegen ihres eingeschr�nkten T�tigkeitsbereiches �berhaupt nicht absehen, welche Aus-
wirkungen die Bescheide bei Rechtskraft auf ein parallel laufendes Strafverfahren haben k�nnen.

Erheblicher Folgeschaden entsteht zuweilen aus einer – so betrachtet geradezu k�nstlichen –
Zweiteilung der Beratungsfelder auch dadurch, dass sich die Verfahrensmaximen diametral un-
terscheiden: Der Beschuldigte oder Angeklagte in einem Strafverfahren steht nicht unter Wahr-
heitspflicht, wobei es schwer f�llt, insoweit von einemRecht zur L�ge zu sprechen, vgl. zutreffend
und anschaulich SALDITT BRAK Mitteilung 2001, 155; ders. AnwBl. 1999, 134. Nimmt er dort zur
Sache nicht Stellung oder streitet er auch wahrheitswidrig Geschehenes ab, so darf ihm das im
Strafverfahren nicht zum Nachteil gereichen. Sein Verteidiger muss und darf nicht (vgl. § 203
Abs. 1 Nr. 3 StGB, § 43a Abs. 2 BRAO) korrigieren. Tr�gt der Betroffene dagegen dieselbe wahr-
heitswidrige Behauptung im finanzgerichtlichen Verfahren oder im Zivilprozess vor, so begeht er
pl�tzlich eine versuchte Steuerhinterziehung (KOHLMANN, Steuerstrafrecht, § 370 AO Rn. 254,
257) oder einen versuchten Prozessbetrug (FISCHER, StGB, 2008, § 263 Rn. 24, 36), und sein Be-
vollm�chtigter nimmt bei eigener Kenntnis hieran in strafbarer Art und Weise teil (so macht sich
nat�rlich auch selbst strafbar, wer beim FG bewusst unrichtig vortr�gt oder gar unrichtige Belege
einreicht, vgl. KOHLMANN, a. a. O., § 370 AO Rn. 793). Im Zivilverfahren gelten der Beibringungs-
grundsatz und die Pflicht zu substantiiertem Vortrag (etwasmodifiziert im Ergebnis auch auf dem
Finanzrechtsweg; anschaulich zumSpannungsverh�ltnis zwischenAmtsaufkl�rungs- undMitwir-
kungspflicht im FG-Verfahren FG Saarland, Urt. v. 14. 2. 2007 – 1 K 1391/03), im Strafverfahren
dagegen gilt nichts davon.

Hinweis:

Dieses Spannungsverh�ltnis zwischen den Verfahrensmaximen (anschaulich zu den un-
terschiedlichen Sch�tzungsm�glichkeiten im Steuerstrafverfahren auch WESSING/KATZUNG

Steueranwaltsmagazin 2008, 21) muss zun�chst als ein solches �berhaupt gesehen werden,
um es rechtsstaatlich einwandfrei, aber f�r die Betroffenen optimal zu l�sen (Aussetzungs-
antr�ge gem. § 396 AO bzw. § 149 ZPO k�nnen das gebotene Mittel sein).

Dar�ber hinaus beeinflussen sich die nur vermeintlich so getrennten Verfahren fortw�hrend ge-
genseitig: Ein Einlenken im Besteuerungsverfahren kann die Bereitschaft zur folgenlosen Einstel-
lung des gleichzeitig laufenden Steuerstrafverfahrens nach sich ziehen – wenn man hier�ber
verhandelt schon vor der R�cknahme von Einspr�chen oder Klagen gegen den Steueranspruch.
Die Beendigung eines Strafverfahrens unter Verkn�pfung mit einer Geldauflage gem. § 153a
StPO an vermeintlich oder tats�chlich Gesch�digte kann den Zivilprozess beenden oder vermei-
den. Umgekehrt kann das Akzeptieren einer strafrechtlichen Sanktion etwa in Form eines Straf-
befehls oder die Erteilung einer Zustimmunggem. § 153a StPO eine �ußerst starke, in Einzelf�llen
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bestimmende Indizwirkung zulasten der Rechtsposition im Zivil- oder Besteuerungsverfahren
entfalten (BFH/NV 2001, 639; BFH/NV 2006, 1866; BGH NJW-RR 2004, 1001).

�ber diese rein faktischen, aber praktisch außerordentlich starken Wirkungen hinaus werden
verschiedentlich sogar rechtliche Bindungen von Verfahren zu Verfahren angenommen: So
kommt beispielsweise nach der Rechtsprechung des BFH die Annahme eines Verwertungsver-
botes im Besteuerungsverfahren f�r Beweismittel und Tatsachenerkenntnisse, die durch eine
selbstst�ndig anfechtbare, strafprozessuale Ermittlungsmaßnahme erlangt sind, nur dann �ber-
haupt in Betracht, wenn die Rechtswidrigkeit der Ermittlungsmaßnahme im Strafverfahren po-
sitiv festgestellt worden ist, BFH, Beschl. v. 20. 12. 2000 – I B 93/99, BGH/NV 2001, 639; der BFH
lehnt in dieser Entscheidung schon die Pr�fung der Unverwertbarkeit von Erkenntnissen im Be-
steuerungsverfahren wegen des Verstoßes von strafprozessualen Eingriffserm�chtigungen ab,
weil der Steuerpflichtige den zugrunde liegenden Durchsuchungsbeschluss im Strafverfahren
nicht durch die Beschwerde hat angreifen lassen; sehr zweifelhaft. In unsch�ner Erg�nzunghierzu
sieht das LG Saarbr�cken (Beschl. v. 2. 4. 2007 – 8 Qs 132/06) die erst nach l�ngerer Zeit einge-
legte, gem. § 305 Abs. 1 StPO nicht fristgebundene Beschwerde gegen einen Durchsuchungs-
beschluss auch dann als verwirkt an, wenn sie ausdr�cklich unter Hinweis auf die ansonsten ein-
tretende Bindungswirkung im Besteuerungsverfahren begr�ndet wird. Andererseits wiederum
f�hrt ein Verstoß der Finanzbeh�rden gegen die Belehrungspflicht bei Steuerstraftatverdacht nur
zu einer Unverwertbarkeit der Angaben des Steuerpflichtigen im Strafverfahren, nicht aber im
Besteuerungsverfahren (BUSE AO-StB 2008, 50, 54 unter Darstellung der Rechtsprechung des
BGH und des BFH hierzu).

Die so aufgezeigten Gefahren bei isoliert voneinander gef�hrten Verfahren und isolierten Vertre-
tungen sind nur durch eines zu vermeiden: Durch unabl�ssiges und vollst�ndiges Koordinieren
jeglicher StellungnahmenundAktivit�ten imAußenverh�ltnis. Erforderlich ist eine st�ndige R�ck-
sichtnahme auch auf das andere Verfahren und die dort gesteckten Verteidigungs- und Vertre-
tungsziele. Vermiedenwerdenmuss jede eigenm�chtige Aktivit�t, die nur auf eines der Verfahren
ausgerichtet ist. Fehler hier sind in aller Regel nicht mehr reparabel, schr�nken die Verteidigungs-
m�glichkeiten im jeweils anderen Verfahren unwiederbringlich ein und besch�digen die Glaub-
w�rdigkeit insgesamt. Wer zu einer solchen, Zeit und Geld kostenden, manchmal m�hseligen
Koordination nicht bereit ist, kann nicht Verantwortung in komplexen Wirtschaftsstrafverfahren
�bernehmen. Es geh�rt allerdings noch ein Mandant dazu, der die T�tigkeit mehrerer Anw�lte
bezahlen kann und will. Hier m�ssen im Tagesgesch�ft außerhalb der kostenunempfindlichen
Mandate nicht selten kleinste gemeinsame Nenner gefunden werden. Diese k�nnen beispiels-
weise darin liegen, dass der auf das Wirtschaftsrecht spezialisierte Rechtsanwalt oder der Straf-
verteidiger jeweils nur konsiliarisch und punktuell hinzugezogen werden. Das reicht oftmals bei
kleineren F�llen, um zumindest die notwendige Sensibilisierung f�r die jeweils andere H�lfte der
Wirtschaftsstrafsache und die dort wichtigen Ziele zu bewirken.

V. Unangenehme Nebenfolgen vermeintlich kleiner Strafverfahren
Es muss sicherlich nicht f�r jede Verkehrs�bertretung des Firmenfahrers in dessen Bußgeldver-
fahren ein Strafverteidiger beauftragt werden. Ist wegen eines abgrenzbaren, wirtschaftlich nicht
existenziellen Sachverhalts ein Steuerstrafverfahren eingeleitet, so k�nnen Justiziar und Steuer-
abteilung in vielen F�llen mit ihren Kenntnissen und Erfahrungen allein verteidigen. Eines spezia-
lisierten Steuerstrafrechtlers bedarf es nicht in allen Konstellationen. Zwei Aspekte lassen in ver-
meintlich kleinen F�llen oftmals zumindest eine konsiliarische Hinzuziehung eines auf das Straf-
verfahren ausgerichteten Strafverteidigers ratsam erscheinen:

Zun�chst muss sicher sein, dass der kleine Fall auch ein solcher ist und bleibt. Zu Beginn der
Ermittlungen ist die Informationsbasis f�r die Betroffenen d�nn. Akteneinsicht wird oftmals
noch nicht gew�hrt (vgl. die jeweiligen Grundlagen einer Akteneinsicht in § 147, den §§ 442
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Abs. 1, 434 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 147 oder den §§ 475 ff. StPO). Ermittler wissen, dass f�r eine
Strafverfolgung wichtige Informationen zu Beginn eines Verfahrens oftmals leicht zu gewinnen
sind. Es besteht deshalb eine Neigung, zur Verfolgung dieses Ziels gegen�ber dem Betroffenen
ein gewichtiges Verfahren eher als kleine Routinesache darzustellen. So kann beispielsweise der in
der Betriebspr�fung beanstandete Beleg �ber die Zahlung einer Auslandsprovision ohne die er-
forderlicheDokumentation zur tats�chlichen T�tigkeit des Zahlungsempf�ngers zun�chst nur ein
steuerliches Mehrergebnis bedeuten, § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 10 EStG – wird aber im Regelfall eine
Abgabe an die Staatsanwaltschaft zur Pr�fung von Bestechungsdelikten nach sich ziehen. Hierf�r
reicht schon ein geringf�giger Anfangsverdacht der Finanzbeh�rde aus; derWeiterleitung stehen
dann selbst Beweisverwertungsverbote oder auch einem�gliche strafrechtliche Verj�hrung nicht
entgegen, vgl. BFH, Beschl. v. 14. 7. 2008 – VII B 92/08, NJW 2008, 3517 f.; zur grundlegenden
Handhabung dieser F�lle durch die Finanzverwaltung und zur Mitteilungspflicht gegen�ber der
Staatsanwaltschaft vgl. das Schreiben des BMF v. 10. 10. 2002 – IV A 6 – S 2145 – 35/02.

Zum anderen drohen immer mehr Wirtschaftsunternehmen und Betroffenen bedeutungsvolle
Nebenfolgen nach oder auch schon vor einer strafrechtlichen Verurteilung. Baufirmen k�nnen
bundesweit in das Register nach dem Schwarzarbeitsbek�mpfungsgesetz eingetragen wer-
den, auch schon vor einem rechtskr�ftigen Strafurteil gegen ihre Verantwortlichen und mit der
Folge eines jahrelangen Ausschlusses f�r �ffentliche Bauauftr�ge (vgl. § 21 Schwarzarbeits-
bek�mpfungsgesetz). In verschiedenen Bundesl�ndern ist ein Eintrag in ein Korruptionsregister
auch vor einer Verurteilungm�glich und auchwegeng�nzlich anderer Straftaten als Korruptions-
delikten (vgl. beispielsweise das Korruptionsbek�mpfungsgesetz NRW v. 16. 12. 2004, GV.NRW
v. 4. 1. 2005; nach diesem kann eine Beschuldigung ausschließlich wegen Betruges f�r eine exis-
tenzbedrohende Eintragung ausreichen, so VGD�sseldorf, Beschl. v. 13. 4. 2006 – 26 L 464/06).
In das Gewerbezentralregister werden unternehmensbezogene Geldbußen schon ab 200 A

eingetragen, dagegen keine Geldauflagen gem. § 153a StPO (vgl. § 149 GewO). Der nur um
der Vermeidung von �ffentlicher Aufmerksamkeit akzeptierte Strafbefehl zu einer �berschauba-
ren Geldstrafe kann den Betroffenen zur sofortigen Niederlegung aller Gesch�ftsf�hrer- oder
Vorstands�mter zwingen und seine automatische Unf�higkeit zur Aus�bung dieser �mter f�r
die n�chsten f�nf Jahre nach sich ziehen, vgl. § 6 Abs. 2 Nr. 3 GmbHG, § 76 Abs. 3 Nr. 3 AktienG;
dasMoMiG hat zu einer Ausweitung des Katalogs derjenigen Vortaten gef�hrt, die zur zwingen-
den Amtsunf�higkeit f�r f�nf Jahre ab Rechtskraft des Urteils f�hren; so etwa eine Verurteilung
nach § 15a Abs. 4 InsO, weil ein Insolvenzantrag „nicht richtig“ gestellt wurde. Unangenehm im
privaten Lebensbereich kann es schließlich werden, wenn ein Firmenverantwortlicher nur wegen
der Unannehmlichkeit einer Hauptverhandlung einen Strafbefehl von 80 Tagess�tzen – und da-
mit unterhalb der Eintragungsgrenze im Bundeszentralregister bei Erstverurteilung (vgl. § 3 ff.
BZRG) – etwawegen einer �berschaubaren Steuerunehrlichkeit rechtskr�ftig werden l�sst und er
dadurch zwar nicht seinen Jagdschein, aber seine Waffenbesitzkarte f�r zehn Jahre verliert. Sie
wird ihm n�mlich bei jeder Vorsatztat bereits ab 60 Tagess�tzen im Regelfall entzogen, ohne dass
es auf seine Zuverl�ssigkeit imUmgangmitWaffen ank�me (vgl. § 5WaffG, den Entzug bejahend
BVerwG, Urt. v. 16. 5. 2007 – 6 C 24/06; den Jagdschein selbst darf er allerdings behalten, § 17
Abs. 4 BJagdG).

Hinweis:

Auch bei dem vermeintlich �berschaubaren Strafverfahren empfiehlt es sich daher f�r den
Unternehmensanwalt, sich bei Unklarheiten �ber diese – manchmal zur Hauptwirkung mu-
tierenden – Nebenwirkungen einer strafrechtlichen Sanktion oder auch nur eines strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahrens zu informieren, damit die Verteidigungslinie auch hierauf aus-
gerichtet werden kann.
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VI. Notwendige Selbstbeschr�nkung von Firmenanwalt und Strafverteidiger

Bei Beteiligung von Wirtschaftsunternehmen in einem Strafverfahren stellt es die Regel dar, dass
mehrereMitarbeiter unterschiedlicher Hierarchieebenen beschuldigt werden. Firmenverteidi-
gung muss besonders in derartigen F�llen gut organisiert werden. Unternehmensanwalt bzw.
Justiziar oder Rechtsabteilung undder ausschließlich f�r die Interessen desUnternehmens bestell-
te Strafverteidiger tungut daran, sichund ihreKanzleien auf dieseAufgabe zubeschr�nken. Selbst
wenn die Interessen von Firmenmitarbeiter und Unternehmen vollkommen gleichgerichtet er-
scheinen – sie sind es bei Licht betrachtet fast nie. Der Interessengegensatz ist latent vorhanden,
schon wegen m�glicher Regressanspr�che. Unter dem Deckmantel der Firmenzugeh�rigkeit
schlummern gesellschaftsrechtliche, arbeitsrechtliche oder strafrechtliche Interessenkonflikte.
Manmuss immerdamit rechnen,dass sie zumAusbruch kommenk�nnen.Das kann imExtremfall
selbst f�r den ausschließlich f�r das Unternehmen t�tigen Firmenverteidiger zuweilen einen per-
s�nlich nicht angenehmenWechsel seines Ansprechpartners vom Vorstand hin zum Aufsichts-
rat des Unternehmens bedeuten, vgl. die Grunds�tze der Arag/Garmenbeck-Entscheidung des
BGH,Urt. v. 21. 4. 1997 – II ZR 175/95 unddieGrunds�tze in Ziff. 5.1.1 desDeutschenCorporate
Governance Kodex (hierzu KORT NZG 2008, 81). Meinte der Verteidiger bis zum Zeitpunkt der
Offensichtlichkeit des Interessenkonfliktes, sowohl die Interessen des Unternehmens als auch
diejenigen des Vorstandsmitgliedes pers�nlich gleichzeitig vertreten zu k�nnen, hilft ihm jetzt
nur noch die sofortige Niederlegung aller Mandate, § 3 Abs. 4 BORA.

Deshalb entspricht es nur der lege artis gef�hrten Firmenverteidigung, wenn das Unternehmen
selbst und jeder Beschuldigte jeweils �ber einen eigenen Verteidiger verf�gen, den die Beschul-
digten sich aussuchen oder der auf Empfehlung jedenfalls selbst mandatiert wird. �ußerst vor-
sichtigmussmandamit sein,wenn diese einer Soziet�t angeh�ren sollen. Auch dieNeufassung in
§ 3 Abs. 2 BORA kl�rt diese F�lle nur unzureichend (vgl. nur die Kontroverse von HARTUNG NJW
2006, 2721 und MAIER-REIMER NJW 2006, 3601). Davon unabh�ngig: Wenn in einem Verfahren
wegen des Verdachts der Subventionserschleichung der Leiter der Steuerabteilung eines Kon-
zerns vomSenior einer Strafverteidigerkanzlei betreut wird, somag der ihmdrei Ebenen darunter
nachgeordnete, einfacheMitarbeiter die Unabh�ngigkeit seines Verteidigers imMandat bezwei-
feln, wenn dieser derselben Kanzlei als junger Scheinsozius im Angestelltenverh�ltnis angeh�rt
(eingehend zur Organisation von Firmenverteidigung, zur Zusammenarbeit und zur notwendi-
gen Sockelverteidigung: MINOGGIO, Firmenverteidigung, S. 87 ff.).

Gerade die in Unternehmensf�llen oftmals f�r alle Beteiligten optimale Sockelverteidigung (vgl.
grundlegend RICHTER II NJW 1993, 2152; f�r Firmenf�lle MINOGGIO, a. a. O., S. 101, 186 ff.) kann
nur dann �berhaupt strafprozessual, berufs- und arbeitsrechtlich sowie auch atmosph�risch ein-
wandfrei durchgef�hrt werden,wenn die Interessen der einzelnen Beteiligten durch voneinander
unabh�ngige Berater bzw. Verteidiger gewahrt werden. Die aufseiten des Unternehmens Verant-
wortlichen sind dabei nat�rlich darauf angewiesen, dass die Verteidiger der Beschuldigten die
Vorteilhaftigkeit eines gemeinsamen Sockels konkret f�r ihren eigenenMandanten sehen und ihn
in der Beratung ber�cksichtigen. Erzwungen werden darf nichts: Die arbeitsrechtlicheWeisungs-
befugnis des Arbeitgebers sowie die Verschwiegenheitsverpflichtung des Arbeitnehmers geraten
in einem unternehmensbezogenen Strafverfahren regelm�ßig in ein Spannungsverh�ltnis zum
Strafverfolgungsinteresse des Staates (zu den Einzelheiten MINOGGIO, a. a. O., S. 303 ff.). F�r die
inhaltliche Beratung der Mitarbeiter darf es auch nicht die geringste Rolle spielen, ob das Unter-
nehmen die Kosten der Strafverteidiger �bernimmt, vgl. hierzu BAG NJW 1995, 2372 Verpflich-
tung zur Kosten�bernahme bei Schuldlosigkeit; HOFFMANN/WISSMANN StV 2001, 249; BGH NJW
1991, 1990.

Es stellt sich ferner die Frage, ob auch Berater mit in das Unternehmens-Verteidigungsteam
berufen werden sollen, die bereits bei den dem Strafverfahren zugrunde liegenden Vorg�ngen
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t�tig gewesen sind. So mag der Justiziar in der Steuerabteilung die Handelsbeziehung zur Aus-
landstochter seinerzeit gepr�ft und gutgeheißen haben, die jetzt wegen angeblichen Gestal-
tungsmissbrauches nach § 42 AO zur Einleitung eines Steuerstrafverfahrens gef�hrt hat. Der Un-
ternehmensanwalt hat m�glicherweise diejenigen Werkvertr�ge entworfen sowie betriebsinter-
ne Handlungsanweisungen f�r ihre Durchf�hrung herausgegeben, die jetzt den Vorwurf der
illegalen Arbeitnehmer�berlassung und der Verk�rzung von Sozialversicherungsbeitr�gen nach
sich ziehen (vgl. die Konstellation in BGH NJW 2003, 1821). Gegen die Beteiligung dieser Mit-
arbeiter spricht, dass ihre Ratschl�ge eher voneigener Entlastunggepr�gt sein k�nnten als vonder
optimalen Beratung des Unternehmens. Andererseits verf�gen sie oft �ber wichtige Informatio-
nen der seinerzeitigen Geschehensabl�ufe und sind fachlich tief eingearbeitet. Schließlich muss
ber�cksichtigt werden, dass bei einem Auftreten im Außenverh�ltnis gegen�ber den Beh�rden
undGerichten diesenMitarbeitern besondere Skepsis entgegenschlagen k�nnte.Man unterstellt
leicht, dass von ihnen deshalb schon die Position des Unternehmens vertreten werdenmuss, weil
ansonsten die eigentliche Verantwortlichkeit f�r strafrechtlich relevante Fehlentwicklungen zu-
tage treten w�rde.

Ein Patentrezept gibt es nicht. Wichtig ist, dass nicht die betroffenen Mitarbeiter �ber ihre Teil-
nahme an der Firmenverteidigung entscheiden, sondern mit den Altvorg�ngen in keiner Weise
befasste und absolut neutrale Verantwortliche. Bleibt nach interner Beurteilung ein Straftatver-
dacht, wird man die so belasteten Mitarbeiter nur partiell zu Ausk�nften �ber die Geschehens-
abl�ufe heranziehen. Sind die von den Strafverfolgungsbeh�rden erhobenen Vorw�rfe gegen sie
dagegen nach interner Bewertung (die sich durch sukzessive Verbreiterung der Informationsbasis
erfahrungsgem�ß �ndern kann!) ersichtlich nicht berechtigt, ist gegen eine interne Beteiligung
an der Unternehmensverteidigung nichts einzuwenden. Ein Auftreten f�r das Unternehmen im
Außenverh�ltnis aber will auch dann wohl �berlegt sein und kommt nur in Ausnahmef�llen in
Betracht.

VII. Fazit/Maximen zur Zusammenarbeit
Bei allen nicht sicher absch�tzbar untergeordnetenWirtschaftsstrafverfahrenmit Unternehmens-
bezug ist eine enge und vorbehaltlose Zusammenarbeit des Unternehmensanwalts und desWirt-
schaftsstrafverteidigers gefordert. Ebenso kann ein enges Einbeziehen von PR-Abteilung, ggf.
PR-Krisenmanagern (hierzuHUFFNJW2004, 403) und denCompliance- bzw. Risk-and-fraud-Mit-
arbeitern zwingend sein. Wir Nur-Juristen gen�gen in komplexen F�llen auch gemeinsam nicht.
Es lassen sich geradezu profane Regeln f�r eine m�glichst reibungsfreie Zusammenarbeit auf-
stellen (die nicht geschriebenwordenw�ren,wennwir sie nicht selten in der Tagespraxis vernach-
l�ssigt sehen w�rden):
. Praktisch sofortige gegenseitige Einschaltung bei erstem Hinweis auf Einleitung des Strafverfahrens,

gemeinsame Besprechungmit den Unternehmensverantwortlichen; zentral wichtig: gemeinsameDe-
finition eines Gesamtverfahrenszieles unter Ber�cksichtigung der strafrechtlichen und aller außer-
strafrechtlichen, faktischen und f�rmlichen Risiken.

. Von Anfang bis Ende: Hineindenken in die Position des anderen Beraters und das von diesem zu ver-
folgende Verfahrensziel.

. L�ckenlose und zeitnahe gegenseitige Information, die automatische �bersendung von Abschriften
aus Beh�rden- und Gerichtsakten (stellt als PDF-Datei per E-Mail oder bei gr�ßerem Dateiumfang per
Passwort gesch�tzter Servernutzung verschiedener Anwaltsprogramme undWeb-Dienste [bei web.de
beispielsweise bezeichnet als Smart-Drive-Funktion], notfalls per CD-ROM Versendung, weder ein lo-
gistisches Problem noch ein Kostenproblem dar).

. Enge gegenseitige Abstimmung aller Außenmaßnahmen, die rechtzeitige �bersendung aller heraus-
gehenden Schrifts�tze bereits im Entwurf; manchmal erh�lt man Schrifts�tze an das Zivil- oder Finanz-
gericht zur Kenntnisnahme und damit erst nach Einreichung – und liest als Strafverteidiger mit mul-
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migem Gef�hl eine detaillierte Darstellung zur Sache, w�hrend man dem Gesch�ftsf�hrer des Unter-
nehmens als Beschuldigtem aus gutem Grund zur Geltendmachung seines Schweigerechts geraten
hatte; zuweilen treffen an einemArbeitstag etwa gegen 13.00Uhr E-Mailsmit Schriftsatzentw�rfen ein
mit der Bitte um Stellungnahme bis 18.00 Uhr wegen Fristablaufes.

. Vorbehaltslose eigene Akzeptanz, dass der Zivil- oder Verwaltungsrechtler ein volles Mitsprache- und
Vorschlagsrecht bei der Abfassung strafrechtlicher Schutzschriften hat, wie der Strafverteidiger auch
dem Prozessbevollm�chtigten im Zivilverfahren oder vor dem Finanzgericht ohne jede Eitelkeitsreak-
tion �nderungen empfehlen kann und soll.

. Gemeinsame Beratung des gemeinsamen (!) Mandanten aus einer Hand; Vermeidung von stiller Post;
Kl�rung vonMeinungsunterschiedengerade imHinblick auf das richtige taktische Vorgehen sofort und
offen von Berater zu Berater; notfalls: die eigeneMandatsniederlegung, um jeglichen Schaden f�r den
Mandanten zu vermeiden; immer muss ber�cksichtigt werden: Ein Strafverfahren hat eine objektive
und eine subjektive Seite – und diese subjektive Seite f�hrt nicht selten bei Beschuldigten oder Unter-
nehmensf�hrungen ganz unabh�ngig von deren pers�nlicher Schuld oder handelsrechtlicher Verant-
wortlichkeit zu tiefenUnsicherheiten, bis hin zu realenAngstzust�ndeneinzelnerBetroffener.Wennhier
nicht trotz unterschiedlicher Berater aus einer Hand Sicherheit gegeben werden kann, sollte man sich
notfalls aus demMandat zur�ckziehen.

. Widerstand leistengegendie nicht selten zubeobachtendenVersuche vonSeiten der jeweiligen Ermitt-
lungsbeh�rden, einen Argumentationskeil zwischen die Berater zu treiben. Grunds�tzliche Doku-
mentation einer Einheit der Unternehmensverteidigung bei allen Außenmaßnahmen.

. Je nach Verfahrenssituation: Getrenntes oder gemeinsames Verhandeln. Eine koordinierte Verteidi-
gungslinie und ein �bergreifendes, gemeinsames Vertretungs- bzw. Verteidigungsziel bedeutet nicht
das st�ndige gemeinsame Auftreten. Im Gegenteil kann eine Aufteilung der Rollen nach außen in gut
und b�se richtig sein (vgl. diese Aufteilung auch f�r Vernehmungskonstellationen in Gerichtsverhand-
lungen BENDER/NACK/TREUER, Tatsachenfeststellung vor Gericht, 3. Aufl., 2007, Rn. 847 f.). Immerm�s-
sen die Spielr�ume f�r eine fr�hzeitige und schonende Gesamterledigung gegen�ber den Fachbeh�r-
denundGerichten (etwaPr�fdienste, Rentenversicherung, Zoll, Steuerfahndungsstellen undmit invol-
vierte Besteuerungsfinanz�mter, Umwelt�mter, Staatsanwaltschaft und mit dem sozialen Konflikt be-
fassteZivil- undStrafgerichte) abgekl�rtwerden.DannkanngeradediegetrennteVerhandlungvonnur
einemMitglied des Verteidigungsteams diese Verhandlungsspielr�ume ausloten, ohne die eigene Po-
sition bereits festzulegen. Nur so k�nnen gerade in der heutigen Zeit der �berbordenden Verst�ndi-
gungen auch im Strafverfahren komplexe Sachverhaltsgestaltungen �berhaupt insgesamt fr�hzeitig
beendet werden. Grundlegend jeweils BGHSt 43, 195 und BGH (Großer Senat) GSSt 1/04; die Tages-
praxis der Verfahrensabsprachen hat sich mehrheitlich jedoch weder vor noch nach diesen Entschei-
dungen an die vom BGH geforderten Restriktionen hinsichtlich des Zustandekommens und des Um-
fanges solcher Absprachen gehalten. Sie ging und geht ganz erheblich weiter, insbesondere in der
Beteiligung dritter Institutionen und der verbindlichen Regelung auch außerstrafrechtlicher Folgen.
Ebenso und kritisch zur Absprachenpraxis ZIMMERMANN StraFo 2008, 49. DemBundestag liegtmomen-
tan der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur „Regelung der Verst�ndigung im Strafverfahren“ zur
Beratung vor. Dieser sieht vor, Voraussetzungen und Verfahren einer Verst�ndigung in den neu zu
schaffenden §§ 257b f. StPO zu regeln. Beabsichtigt ist, das Gesetzgebungsverfahren noch in dieser
Legislaturperiode zum Abschluss zu bringen. Besieht man sich den Entwurf, so d�rfte bereits jetzt fest-
stehen, dass auch diese gesetzliche Neuregelung der Praxis fast allerorten immer noch hinterherhinkt
Das erfordert oftmals ein getrenntes Agieren im Außenverh�ltnis – umso mehr aber eine genaue Ab-
sprache �ber die Rechtsposition und die taktische Linie im Vorhinein und eine sofortigeWeitergabe der
Verhandlungsergebnisse mit einer zeitnahen Abstimmung �ber das weitere Vorgehen insgesamt.

Wenn diese gemeinsame Arbeit optimal verl�uft, kann auch das immer gleichzeitig aufmehreren
Feldern komplex verlaufende Wirtschaftsstrafverfahren oftmals fr�hzeitig und f�r das Unterneh-
men (und seine Mitarbeiter, soweit sie dem Verteidigungssockel angeh�ren) optimal beendet
werden. ^
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